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„Brasilien über alles“
Ex-Militär Bolsonaro tritt Präsidentenamt an
Im offenen Rolls Royce: Jair Bolsonero und seine Frau Michelle. (Foto: dpa)
Brasilia (dpa) - Das größte Land Lateinamerikas steht vor einem Rechtsruck: Mit dem früheren Fallschirmjäger Jair Bolsonaro übernimmt ein ultrarechter Populist das höchste Staatsamt in Brasilien. Der 63-Jährige legte am Dienstag im Kongress seinen Amtseid ab und übernahm im Regierungspalast Planalto die Präsidentenschärpe von seinem Amtsvorgänger Michel Temer. Damit steuert Brasilien auf einen radikalen Richtungswechsel zu.
„Wir haben jetzt die einzigartige Möglichkeit, unser Land neu aufzubauen“, sagte Bolsonaro. „Heute ist der Tag, an dem die Menschen beginnen, sich vom Sozialismus, vom staatlichen Gigantismus und dem politisch Korrekten zu befreien.“
Zuvor war er gemeinsam mit seiner Ehefrau Michelle in einem offenen Rolls Royce durch die Hauptstadt Brasilia gefahren. Seine Anhänger skandierten Bolsonaros Wahlkampfslogan: „Brasilien über alles, Gott über allen.“ Kritiker befürchten, dass Bolsonaro den Schutz von Minderheiten zurückfahren, Regeln zum Naturschutz lockern und Unternehmen bei ihren Geschäften weitgehend freie Hand lassen wird. Manche sehen in ihm sogar eine Gefahr für die noch junge Demokratie Brasiliens.
Lob hingegen kam von Bolsonaros Vorbild Donald Trump. „Glückwunsch an Präsident Jair Bolsonaro, der gerade eine großartige Rede zur Amtseinführung gehalten hat - die USA sind bei Ihnen!“, schrieb der US-Präsident auf Twitter. Der Ex-Militär, der von Analysten auch als „Trump der Tropen“ beschrieben wird, revanchierte sich umgehend: „Lieber Präsident Trump, ich weiß Ihre ermutigenden Worte wirklich zu schätzen. Gemeinsam und unter Gottes Schutz werden wir unseren Völkern Wohlstand und Fortschritt bringen.“
Persönlich gratulierten bei den Feierlichkeiten in Brasilia US-Außenminister Mike Pompeo, der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu, der ungarische Regierungschef Viktor Orban, der chilenische Präsident Sebastián Piñera und sogar der linke bolivianische Staatschef Evo Morales. Bolsonaros Anhänger feierten den Amtsantritt ihres Helden auf den Straßen und Plätzen. „Mythos, Mythos“, skandierten sie und: „Der Hauptmann ist gekommen.“
Menschenrechtsaktivisten und Umweltschützer erwarten nach Bolsonaros Amtsantritt das Schlimmste. Der neue Präsident hatte sich zuletzt immer wieder abfällig über Schwarze, Indigene und Homosexuelle geäußert und die Militärdiktatur in Brasilien gelobt. Er kündigte an, keine weiteren Schutzgebiete für indigene Gemeinschaften auszuweisen und den Zugang zu Waffen zu erleichtern.
Zudem liebäugelt Bolsonaro mit einem Ausstieg aus dem Pariser Klimaschutzabkommen und will zusätzliche Flächen im Amazonasgebiet für die wirtschaftliche Nutzung freigeben. Das könnte die internationalen Bemühungen im Kampf gegen den Klimawandel ausbremsen, da der brasilianische Regenwald als CO2-Speicher von globaler Bedeutung ist.
Die Ideologie des neuen Staatschefs wird als „Bala, Boi e Bíblia“ (Kugel, Vieh und Bibel) beschrieben. Evangelikale Christen, nationalistische Militärs und die neoliberale Wirtschaftselite unterstützten seinen Wahlkampf. Welche dieser Gruppen - mit zum Teil sehr unterschiedlichen Interessen - während Bolsonaros Amtszeit den Ton angeben wird, ist noch unklar.
„Er übernimmt Brasilien in schwierigen Zeiten“, sagt Peter Hakim vom Forschungsinstitut Inter-American Dialogue. „Er muss Koalitionen bilden, da seine Partei nur über zehn Prozent der Sitze im Parlament verfügt. Gelingt ihm das nicht, wird er Probleme haben, seine Politik umzusetzen.“
In seiner Rede kündigte Bolsonaro einen „nationalen Pakt“ an, um Brasilien voranzubringen. In den kommenden vier Jahren will der Rechtspopulist die weit verbreitete Korruption bekämpfen, Kriminalität eindämmen und die Wirtschaft ankurbeln. Zu seinem Kabinett gehören der prominente Anti-Korruptionsermittler Sergio Moro und der ultraliberale Wirtschaftswissenschaftler Paulo Guedes. Unter seinen Ministern sind zudem sieben Ex-Militärs.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Aktive Sicherheitspolitik
Auf dem Gebiet der persönlichen Sicherheit hat die Macri-Regierung schon große Fortschritte erreicht. Die Zahl der Morde ist drastisch zurückgegangen, die der Raubüberfälle jedoch weniger. Es besteht kein Zweifel, dass die Polizei jetzt viel besser arbeitet als unter den Kirchners und auch, dass der große Fortschritt im Kampf gegen den Drogenhandel, mit vielen Tonnen beschlagnahmen Kokains, Marihuana und Paco, und der Zerschlagung zahlreicher Verteilungsorganisationen, allgemein dazu geführt hat, dass es weniger Verbrechen gibt, vor allem weniger sinnlose Morde. Die Regierung bemüht sich auch um die Füllung von Lücken im gesetzlichen Rahmen, der zur Verhütung von Verbrechen besteht. Doch die Gesetzesprojekte schreiten sehr langsam voran. Das Projekt über Übertragung von Korruptionsvermögen ehemaliger Beamter auf den Staat wurde im Senat verabschiedet, u. a. gegen die Stimme von Cristina Kirchner, die direkt betroffen ist. Aber in der Deputiertenkammer wurde das Projekt korrigiert, im Sinne, dass die Übertragung erst bei einem endgültigen Urteil stattfindet, also in der Praxis in mehreren Jahren, in denen die Objekte, um die es geht, verschwinden können. Ebenfalls geht die Diskussion über das Projekt weiter, dass sich auf die gewalttätigen Gruppen der Fußballklubs (“barras bravas”) und ähnlicher Gruppen bezieht. Beide Gesetzesprojekte sollen in dem nächsten Monaten verabschiedet werden. Die Opposition steht hier unter Druck der öffentlichen Meinung. Jetzt kommt noch ein Projekt hinzu, durch das die Identitätsfeststellung über die DNA (auf spanisch ADN), also die genetischen Elemente des Körpers, bei allen Verbrechen angewendet werden kann, und nicht nur bei Sexualdelikten, wie es jetzt der Fall ist. Nur Mendoza hat schon dieses Jahr das entsprechende Register erweitert. Und jetzt will Sicherheitsministerin Patricia Bullrich Abkommen mit allen Provinzen abschließen, die in diese Richtung gehen.
Teurer Fußball
Im Jahr 2009 wurde das Programm “Fußball für alle” eingeführt, gemäß dem die Fußballspiele in offenen Fernsehkanälen gesendet wurden, so dass der Zuschauer nicht auf das Kabelfernsehen angewiesen war. Das sollte den Staat nichts kosten, da es sich mit Werbung finanzieren würde. Jetzt hat die allgemeine Kontrollstelle, die vom Parlament abhängt, nach einer eingehenden Untersuchung des Falles ermittelt, dass das Programm in den sieben Jahren seines Bestehens die Staatskasse umgerechnet 1,2 Milliarden Dollar gekostet hat. Die Vertreter des Kirchnerismus bei dieser Kontrollstelle, zu denen auch Javier Fernández gehört, der seinerzeit im Auftrag der Kirchners die Richter unter Druck setzte, haben in einem verzweifelten Versuch, den Fall zu entschärfen, vorgeschlagen, dass der Bericht im Archiv aufbewahrt werde. Doch die Mehrheit der Mitglieder, geleitet vom Radikalen Jesús Rodríguez, beschloss schließlich, den Bericht der gemischten Revisionskommission des Kongresses und gleichzeitig der Richterin María Servini zu übergeben, die schon eine Klage in dieser Sache behandelt, die von der Deputierten Graciela Ocaña eingeleitet wurde und sich auf die ehemaligen Kabinettschefs Aníbal Fernández, Jorge Capitanich u.a. Beamte des Kirchnerismus bezieht, die in Kürze von einem mündlichen Gericht behandelt werden soll. Mit diesem neuen Bericht wird es für die Angeklagten schwierig sein, ungeschoren davonzukommen. Die Fußballfinanzen sind ohnehin sehr undurchsichtig, mit Bereicherung von Verbands- und Klubfunktionären, wie der verstorbene Julio Grondona und mehrere andere. Während auf der einen Seite unrechtmäßige Vermögen aufgebaut werden und Riesenbeträge für Fußballspieler gezahlt oder bezogen werden, ist der Staat schließlich für den Fehlbetrag aufgenommen. (AT/jea)
Meinung
Ungewissheit
Von Juan E. Alemann
Es ist begreiflich, dass angesichts der bevorstehenden Wahlen die Spekulation über die aussichtsreichsten Kandidaten im Mittelpunkt der politischen Diskussion steht. Die Kontinuität von Mauricio Macri als Präsident ist dabei das zentrale Thema, wobei allgemein angenommen wird, dass er gewinnt. Doch in Argentinien gilt der Spruch von Wilhelm Busch: “Denn erstens kommt es anders, und zweitens, als man denkt”. Blicken wir auf die politische Entwicklung seit der Wiedereinführung der Demokratie im Dezember 1983 zurück.
Bei den Wahlen von 1983 galt bis kurz vorher die allgemeine Auffassung, dass der peronistische Kandidat, damals Italo Luder, siegen würde. Doch schließlich gewann der radikale Kandidat Raúl Alfonsín. Dass dieser ein so großer Versager sein würde, mit einem Rückgang des Bruttoinlandsproduktes während seiner Regierung von ca. 10 Prozent und einer durchschnittlichen Jahresinflation von 300 Prozent, entsprach gewiss nicht den Erwartungen, nachdem er fast die Hälfte der Stimmen erhalten hatte und ein mächtiger Präsident war.
1988, bei der internen Wahl des Justizialismus, galt Antonio Cafiero von vorne herein als Gewinner, doch der Außenseiter Carlos Menem trug die Sieg davon, und wurde 1989 zum Präsidenten gewählt. Man erwartet von ihm nichts Gutes: Populismus mit Hochinflation und zunehmendem Chaos. Statt dessen erreichte Menem das Wunder einer zehnjährigen Preisstabilität mit gleichzeitigem Wachstum des Bruttoinlandsproduktes um ca. 60%, mit umfassenden und sehr erfolgreichen Privatisierungen, plus Deregulierung und Öffnung der Wirtschaft. Das hatte niemand erwartet, obwohl sich Menem im Grunde streng an die letzte Anweisung von Perón hielt, der kurz vor seinem Tode in einer Rede vor Unternehmern im Theater Cervantes gesagt hatte, dass er umfassend privatisieren und die Wirtschaftspolitik den Umständen der Gegenwart anpassen wolle, wobei nur das Prinzip der sozialen Gerechtigkeit unabänderlich sei.
Dass 1999 der Radikale Fernando de la Rúa die Wahl gewann, entsprach den Erwartungen. Aber niemand hatte damals gedacht, dass er nach zwei Jahren zurücktreten würde und sein Widersacher Eduardo Duhalde Präsident werden würde. Denn schließlich war bei der Verfassungsreform von 1994 das Mandat des Präsidenten von sechs auf vier Jahre verringert worden, um vorzeitige Unterbrechungen der Amtszeit, durch Staatsstreichs oder Rücktritte, zu vermeiden.
2003 wurde Néstor Kirchner Präsident, mit 22% der Stimmen, gegen 24% von Menem, der dann zurücktrat, statt es auf eine Stichwahl angekommen zu lassen, wie es die Verfassung vorschreibt. Ein Jahr vorher war Kirchner eine völlig unbekannte Figur, wobei er schon als Gouverneur von Santa Cruz als hochkorrupt und autoritär bekannt war und gewiss nicht für das Präsidialamt qualifizierte. 2007 stelle er seine Frau als Kandidatin auf, die auch gewann. Noch kurz vorher hatte niemand dies in Aussicht gestellt. Und 2015 waren sich die Politologen darin einig, dass Daniel Scioli, der Kandidat von Cristina Kirchner, gewinnen würde. In der ersten Wahlrunde erhielt er auch mehr Stimmen als Macri. Aber in der Stichwahl verlor er dann, dank der negativen Stimmen, also derjenigen, die auf keinen Fall wollten, dass Cristina oder ein Mitglied ihrer Gruppe gewinnt.
Die Erfahrung lehrt, dass die Kandidaten, die schließlich die Wahlen gewinnen, sich oft erst einige Monaten vor den Wahlen profilieren. Sie lehrt auch, dass der Zufall eine große Rolle spielt. Einstein pflegte in dieser Beziehung zu sagen, Gott spiele nicht mit Würfeln, was bedeutet, dass das, was wir als Zufall empfinden, seinen Regeln entspricht, die für uns unverständlich sind. Wenn Einstein recht hat, dann bleibt uns nichts anderes übrig, als zu beten.
Meinung
Im Blickfeld: Unser Jahr
Von Stefan Kuhn
Das neue Jahr hat begonnen, das vergangene war kein gutes für das Argentinische Tageblatt. Immerhin hat die Zeitung das Jahr 2018 überlebt - gesichert war ihr Fortbestand aber immer nur über wenige Monate hinweg. Dass wir dieses Jahr den 130. Gründungstag des Argentinischen Tageblatts feiern können, verdanken wir treuen Anzeigenkunden, engagierten Freunden aus der deutschsprachigen Gemeinschaft und vor allem den Leserinnen und Lesern, die noch Woche für Woche ihr Tageblatt kaufen.
Printmedien haben es generell schwer in Zeiten des World Wide Web, wo man sich ungleich schneller und günstiger informieren kann. Die Auflagen sinken, die Anzeigeneinnahmen gehen zurück. Als kleine deutschsprachige Zeitung in einem fremdsprachigen Land trifft uns das ungleich härter. Es gibt keine Neueinwanderung mehr, und für viele der jüngeren Generationen ist Deutsch eine Fremdsprache. Vor anderthalb Jahren musste der englischsprachige Buenos Aires Herald sein Erscheinen einstellen und verglichen mit dem Deutschen ist Englisch eine Weltsprache. Inzwischen ist das Argentinische Tageblatt die letzte fremdsprachige Zeitung in Argentinien.
Sollten keine neuen entstehen, wollen wir das noch eine gute Weile bleiben. Und wir sind überzeugt, dass dies auch möglich ist. Es gibt viele Unterstützer in der deutschen Gemeinschaft, der Botschaft, in Unternehmen und in der Leserschaft - Menschen, denen der Fortbestand des Argentinischen Tageblatts am Herzen liegt. Natürlich spielt dabei auch eine Rolle, dass die wirtschaftliche Rezession im Land bald überwunden wird. Diese und die mit ihr verbundene Inflation haben uns im vergangenen Jahr schwer zugesetzt.
Wir sind uns im Klaren darüber, dass die Unterstützung durch wohlwollende Freunde kein Selbstläufer ist. Wir brauchen mehr Leserinnen und Leser. Ohne eine Auflagensteigerung ist eine Erhöhung des Anzeigenvolumens nicht denkbar. Einen Teil dazu können und müssen wir selbst beitragen. Ein Kernprojekt in diesem Jahr wird dabei der Ausbau der Vereinsseiten zu einem ansprechenden Lokalteil sein. Auch die Internet-Präsenz der Zeitung soll verbessert werden.
Wir sind zuversichtlich, dass wir eine Erhöhung der Auflage schaffen können, denn das Tageblatt erreicht nur einen geringen Teil der Deutschsprechenden im Land. Da ist noch Luft nach oben. Um das zu erreichen, können wir jede Hilfe gebrauchen. Eine Anregung dafür hat unser treuer Leser und Anzeigenkunde Dr. Claudio Gaebler gegeben. Er schrieb in seinem Neujahrsgruß an die Herausgeber, dass er AT-Online-Abos an Freunde verschenkt. Viele in unserer Leserschaft dürften Verwandte, Freunde oder Bekannte in Deutschland, der Schweiz oder Österreich haben, die sich für Argentinien interessieren und sich über ein Tageblatt-Online-Abo freuen würden.
Es müssen aber nicht immer Geschenke sein, man kann auch aktiv um neue Leserinnen und Leser werben, Freunde oder Bekannte zu Kleinanzeigen anregen. Jeder, dem der Fortbestand des Argentinischen Tageblatts am Herzen liegt, kann etwas tun.
Mit dem Jahresende haben wir eine, wenn auch imaginäre Hürde übersprungen. Wir stehen personell und finanziell ein wenig besser da. Mit Nicole Klostermann konnte eine neue Redakteurin eingestellt werden, die künftig Hauptansprechpartnerin für die Organisationen und Institutionen der deutschen Gemeinschaft sein wird. Die Redaktion hat jetzt wieder ihre Mindeststärke. Dennoch ist die kritische Situation des Argentinischen Tageblatts noch lange nicht überwunden. Aber mit der Hilfe unserer Leserschaft könnte das neue Jahr etwas besser als das vergangene werden.
Meinung
Randglossen
Das Krisenjahr 2018 ging ohne die gefürchteten Protesterscheinungen zu Ende. Es gab keine großen Kundgebungen, keine Plünderungen von Supermärkten und keine gewaltsamen Ausschreitungen. Selbst die Versammlungen mit Töpfen, auf denen getrommelt wurde, zu denen per Internet in Knotenpunkten der Bundeshauptstadt aufgerufen worden war, hatten wenige Anhänger. Die Bevölkerung ist durch die tiefe Rezession der letzten Monate eingeschüchtert, macht sich Sorgen über die unmittelbare Zukunft, passt sich der Lage an, und jeder überlegt sich, was er selber machen kann, um der Krise zu begegnen. Präsident Mauricio Macri sagt, der eingeschlagene Weg sei der richtige, weiß dies aber nicht überzeugend zu verbreiten. Doch die Oppositionspolitiker haben keinen glaubhaften Vorschlag für die Gestaltung einer besseren Zukunft. Kritik allein reicht nicht aus. Und das dringt immer tiefer in das Bewusstsein der Gesellschaft ein.
Ob Ziege, Schaf oder Reh sei mal dahingestellt. Brasilien neuer Präsident Jair Bolsonaro macht eine Frau als Bock zum Gärtner. Neue Landwirtschaftsministerin wurde Tereza Cristina, eine bekannte Agrarlobbyistin. Sie wird künftig für den Regenwald zuständig sein, für indigene und afrobrasilianische Schutzgebiete. „Kugel, Vieh und Bibel“ umschreibt man Bolsonaros politisches Programm. Für den Regenwald und seine Bewohner dürfte das Gewalt, Abholzung und Missionierung bedeuten. Mit Trump, Duterte, Bolsonaro und Co. hat sich das politische Weltklima schon beträchtlich verschoben. Mit Tereza Cristina dürfte das auch ökologisch der Fall sein.
Kaum einer erinnert sich noch daran, ist ja schon gut fünf Jahre her. Damals gab es im deutschen TV einen Mehrteiler mit dem Titel „Unsere Mütter, unsere Väter“, in dem es um die Schicksale junger Deutscher im 2. Weltkrieg ging. Verharmlost wurden die Nazi-Verbrechen in dem Filmwerk nicht, aber in Polen erregten sich dennoch die Gemüter, weil dort auch „fiktive“ polnische Charaktere antisemitische Symptome aufweisen. Ein Gericht in Krakau verurteilte die Macher des Films jetzt zu einer Entschuldigung. Mal abgesehen vom Ausmaß der deutschen Verbrechen an Polen und Juden, sind polnische Übergriffe gegen Juden historisch belegt. Das bezieht Wegsehen, Verrat und selbst Pogrome nach Kriegsende mit ein. Im neuen Polen muss man sich aber für die fiktive Darstellung von Tatsachen entschuldigen.
Wirtschaft
Steuereinnahmen: Dezember: +36%; 2018: +31,2%
Die Steuereinnahmen, einschliesslich Sozialabgaben und Zöllen, erreichten im Dezember 2018 $ 319,92 Mrd. (+36% gegenüber Vorjahr), und im ganzen Jahr 2018 $ 3,38 Bio., (+31,2% über dem Vorjahr). In beiden Fällen fand ein Inflationsverlust statt, aber besonders im Dezember, von ca. 10%. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:
- Gewinnsteuer: Dez. $ 73,83 Mrd. (+39,1%) und 2018 $ 742,05 Mrd. (+33,7%). Hier hat sich zum Teil die Rezession und dann auch die Steuerreform ausgewirkt.
- Mehrwertsteuer: Dez. $ 99,21 Mrd. (37,9%), und 2018 $ 1,1 Bio, (+44,3%). Die direkt vom Steueramt eingenommene MwSt. lag im Dezember um 49,4% und im Jahr 2018 um 41,6% über dem Vorjahr, während die vom Zollamt einbehaltene MwSt. im Dezember nur um 9,5% stieg, im ganzen Jahr jedoch um 47,8%. Hier kommt die abrupte Importabnahme zum Ausdruck, die ab April einsetzte, wobei die Abwertung die Werte in Pesos stark erhöhte. Angesichts der akuten Rezession liegt der Erlös der MwSt. eigentlich erstaunlich hoch.
- Interne Steuen: bei diesen Steuern auf Zigaretten, andere Tabakwaren, alkoholische Getränke und Luxusgüter, lag der Erlös im Dezember mit $ 7,5 Mrd. um 20,5% über dem Vorjahr, und ganz 2018 mit $ 75,12 Mrd. um 9,2% höher. Bei der Zigarettensteuer hat die neue Struktur der Steuer die Steuereinnahmen verringert.
- Exportzölle: Dez. $ 15,79 Mrd. (+325%), und 2018 $ 114,16 Mrd. (+72%). Hier hat sich die Einführung einer allgemeinen Exportsteuer ausgewirkt, aber auch die Abwertung.
- Importzölle: Dez. $ 8,41 Mrd. (+40,5%), 2018 $ 107,18 Mrd. (+51,7%). Die Abwertung hat die Pesowerte entsprechend erhöht, so dass auch bei geringern Importen mehr eingenommen wurde.
- Brennstoffe: Dez. $ 13,95 Mrd. (+14,1%), und 2018 $116,40 Mrd. (+13,2%)
- Vermögenssteuer: (persönliche Güter): Dez. $ 1,21 Mrd.(-41,9%), und 2018 $ 14,51 Mrd. (-34,5%). Hier hat sich die Steuerreform ausgewirkt, die die Sätze herabgesetzt und guten Steuerzahlern eine Ausnahme für dieses Jahr gewährt hat.
- Schecksteuer: Dez. $ 23,39 Mrd. (+32,6%) und 2018 $ 234,30 Mrd. (+35,6%).
- Sozialabgaben: Dez. $ 74,91 Mrd. (22,5%), und 2018 $ 878,38 Mrd. (24,7%). Hier kommen vorwiegend die Lohnerhöhungen zum Ausdruck, die weit unter der Inflation lagen.
Wirtschaft
Die Steuer auf finanzielle Renten
Durch Dekret 1170/18 wurde am Donnerstag der Vorwoche die Reglementierung der Besteuerung finanzieller Einkommen bekanntgegeben, die in der Gewinnsteuerreform (Gesetz 27.430) enthalten ist. Die Steuer gilt ab 1.1.18. Jetzt fehlen noch die Bestimmungen der AFIP, die sich auf die Zahlungstermine u.dgl. beziehen.
Die Steuer bezieht sich auf Zinsen von Fristdepositen, Staatstiteln (einschließlich Lecap und Letes), Gewinne, die auf Beteiligungen an Unternehmen und Geschäften beruhen, und Dividenden von Investmentfonds. Ausgenommen sind Zinsen auf Spardepositen, Zinsen von Obligationen und Kursgewinne bei Haltung von Dollarguthaben.
Dabei besteht jedoch ein steuerfreies Minimum von $ 66.917,91 für 2018 und $ 104.735,77 für 2019. Darüber hinaus beträgt der Steuersatz 5% bei Anlagen in Pesos und 15% bei Anlagen in Dollar oder solchen, die mit dem UVA-Index oder dem CER-Index wertberichtigt werden.
Personen und Unternehmen, die ihren Sitz im Ausland haben, zahlen diese Steuer auf diese Aktiven in Argentinien nicht. Und die Unternehmen im Land zahlen die Gewinnsteuer wie zuvor. Die Steuer berücksichtigt die Inflation nicht, so dass in vielen Fällen ein Inflationsgewinn erfasst wird, der wertberichtigt ein Verlust ist.
Die Steuer wird allgemein von Steuerexperten und vom Finanzmarkt abgelehnt, weil sie in einem Land, in dem der Kredit anormal niedrig ist (14% des BIP gegen 70% in Brasilien) und auch der Kapitalmarkt rachitisch ist, den Zufluss finanzieller Mittel behindert. Die Steuer wurde auf Initative der Erneuerungsfront von Sergio Massa aus demagogischen Gründen eingeführt, also um zu zeigen, dass nicht nur Arbeitseinkommen, sondern auch finanzielle Einnahmen von der Gewinnsteuer erfasst werden. In der gegenwärtigen Lage, mit absurd hohen Zinsen, in denen im Wesen die hohe Inflation zum Ausdruck kommt, wirkt diese Steuer gegen eine Normalisierung, also auch gegen die konjunkturelle Erholung.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 38,77, gegen $ 39,48 eine Woche zuvor. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 65,82 Mrd., gegen u$s 66,33 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 29.11.19 bei $ 53,70, was einen Jahreszinssatz von 46,71% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Airs weist in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 9,21% aus.
***
Die argentinischen Staatstitel haben sich in einer Woche zum Mittwoch erholt. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,10%; Argentina 2021: +0,33%; Argentina 2026: +0,82%; Argentina 2046: +1,85%; Bonar 2024: +2,83%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 828,52 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 869,36) und bei 24 Karat zu $ 1.496,71 ($ 1.511,85).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 27.12.18 um 37,57%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich uf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 20,34% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 27.12.18 um 42,08% auf $ 2,93 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 17,22% auf $ 1,64 Bio. zu. Die gesamten Dollardepositen stiegen um 8,75% auf u$s 33,30 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 4,35% auf u$s 15,65 Mrd. zu.
***
Gemäss Angaben des föderalen Rates der fiskalen Verantwortung erreichten die Provinzen (einschließlich der Bundeshauptstadt) insgesamt im 3. Quartal 2018 einen primären Überschuss von $ 133,26 Mrd., der sich mit einem Defizit von $ 3,36 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode vergleicht. Die Einnahmen lagen um 35,1% über dem Vorjahr und die primären Ausgaben stiegen um 24,2%, wiesen also inflationsbereinigt eine Abnahme aus.
***
Im Dezember wurden 28.271 Kfz. in das offizielle Register eingetragen, 49,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Dies entspricht dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. Im ganzen Jahr 2018 waren es 802.992 Einheiten, 10,9% unter dem Vorjahr. VW lag mit einem Marktanteil von 15% im Jahr 2018 erneut an erster Stelle, gefolgt von Renault (14,4%) und Chevrolet (12,8%)
***
Der bilaterale Handelsaustausch mit Brasilien schloss im Dezember mit einem Überschuss von u$s 260 Mio. für Argentinien. Dennoch schloss das Jahr 2018 mit einem Defizit von u$s 3,6 Mrd. , das jedoch um 52,3% geringer als 2017 war. Im Dezember lagen die Exporte um 29,3% über dem Vorjahr, während die Importe um 55,2% zurückgingen. Im ganzen Jahr 2018 waren die argentinischen Exporte um 17% höher als 2017, während die Importe um 15% geringer waren.
***
Der Regen dieser Woche, der sich allgemein auf die sogenannte feuchte Pampagegend ausdehnte, hat die Aussicht auf eine Rekordernte von Getreide und Ölsaat, von 140 Mio. Tonnen (gegen 105 Mio. im Vorjahr) gefestigt. Bei Weizen wurden schon 15 Mio. Tonnen (von insgesamt 19,5 Mio.) geerntet, bei Sojabohne wurde schon 83,3% der vorgesehenen Fläche gesät und bei Mais 73%.
***
Die Produktion von Schweinefleisch lag in 11 Monaten 2018 mit 565.000 Tonnen um 8,5% úber dem Vorjahr und stellt einen Rekord dar. Der Konsum erreichte 595.000 Tonnen, 8,2% über dem Vorjahr, wobei auch 36.000 Tonnen importiert wurden. Die Produktion von Schweinefleisch ist in den letzten zwei Jahrzehnten stark gestiegen, nachdem einige große Produzenten auftraten, die Schweinefleisch besserer Qualität erzeugen, was zum erhöhten Konsum beitrug.
***
75% der 2018 in Argentinien verkauften Automobile waren importiert, berichtet die Zeitung “Ambito Financiero” in einem Artikel von Horacio Alonso, der für die Kfz-Abteilung zuständig ist. Von den 796.482 Einheiten, die bis zum Freitag der Vorwoche verkauft wurden, waren 595.000 Enheiten importiert, zum grössten Teil aus Brasilien, aber auch aus Staaten ausserhalb des Mercosur. 2017 betrug der Anteil importierter Automobile 71%.
***
Im Oktober sind 244.700 Touristen u.a. aus dem Ausland in Argentinien eingereist, 11% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In 10 Monaten 2018 waren es 2,2 Mio, 9% über dem Vorjahr.
***
Ab 1. Januar 2019 treten die neuen Kommissionen für Zahl- und Kreditkarten in Kraft, die die Verkäufer belasten. Bei der Kreditkarte sinkt die Kommission von 2,3% auf 2,15%, und bei Zahlkarten von 1,1% auf 1%. Die Kommissionen nehmen dann jährlich weiter ab. 2020 sind es 2%, bzw. 0,9% und 2021 1,8% und 0,8%.
***
Die Zahl der Bienenstöcke des Landes nimmt kontinuierlich ab, und ist schon um ein Drittel zurückgegangen, ergibt eine Untersuchung der lateinamerikanischen Gesellschaft für Bienenforschung Solatina. Dies wird besonders auf Chemikalien zurückgeführt, die für Insektenbekämpfung und Düngung eingesetzt werden. Wenn diese Entwicklung weitergeht, ist mit einer starken Abnahme der Honigproduktion zu rechnen.
***
Der EMAE-Index (der einer groben Schätzung des BIP entspricht) lag im Oktober 2018 um 3,96% unter dem gleichen Vorjahresmonat und saisonbereinigt um 0,9% über September 2018. Es handelt sich um den siebten monatlichen interannuellen Rückgang, der im April 2018 einsetzte. Die ersten 10 Monaten 2018 lagen um 1,7% unter dem Vorjahr. Der interannuelle Rückgang war im Oktober bei den einzelnen Branchen sehr unterschiedlich, mit folgenden Veränderungen: Handel und Werkstätten: -11,2%; Industrie: -5,3%; Bauwirtschaft: -4,7%; Hotels und Restaurants: -3,4%; Transport und Fernverbindungen: -3,3%; Finanzen: -2,3%; Strom. Gas und Wasser: -0,2%; Immobilienmakler: unverändert; Gesundheitsdienste u.a soziale Dienste: +0,6%; Erziehung: +1,1%; Land- und Forstwirtschaft: +2,9%; Fischerei: +28,4%.
***
Das Dekret über die Gewinnsteuer vom 27. 12.18 bestimmt ausdrücklich, dass Ausgaben, die auf falschen Rechnungen oder solchen beruhen, die nichts mit der Tätigkeit des Unternehmens zu tun haben, nicht anerkannt werden, so dass die entsprechenden Beträge mit einem Satz von 35% besteuert werden, plus der MwSt. Dies steht eigentlich schon im Gewinnsteuergesetz (Artikel 88), wird aber jetzt geklärt, so dass kein Zweifel besteht.
***
Im November 2018 wurden in der Stadt Buenos Aires 3.689 Immobilien notariell übertragen, 45,8% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Notare. In Werten waren es $ 16,94 Mrd., 2,7% über dem Vorjahr, was bei Berücksichtigung der Inflation eine Abnahme von über 40% ergibt. Im November wurden nur 273 Käufe mit einer Hypothek begleitet, 87,4% unter dem Vorjahr.
***
Die gesamte auswärtige Verschuldung des Staates und der Privatwirtschaft erreichte im 3. Quartal 2018 u$s 254,98 Mrd., 8,7% über der gleichen Vorjahresperiode, aber 2,4% unter dem 2. Quartal 2018, berichtet das INDEC. Die interannuelle Zunahme ist auf den IWF-Kredit zurückzuführen, und die Abnahme in diesem Jahr auf die Wirkung der Abwertung auf Auslandsschulden in Pesos.
***
Die Leistungsbilanz wies im 3. Quartal 2018 ein Defizit von u$s 7,59 Mrd. aus. Die finanziellen Transaktionen wiesen einen Überschuss von u$s 7,37 Mrd. aus, und die Währungsreserven der ZB gingen interannuell um u$s 12,28 Mrd. zurück.
***
Der Budgetverband ASAP, der sich mit Studien über die Staatsfinanzen befasst, weist darauf hin, dass in 11 Monaten 2018 die primären Ausgaben des Bundestaates (ohne Zinsen) um $ 20 Mrd. abgenommen haben, von $ 153,22 auf $ 133,69 Mrd., dass aber die Zinsen auf die Staatsschuld in dieser Periode gegenüber dem Vorjahr um 63,3% auf $ 382,3 Mrd. zugenommen haben. Somit ist das gesamte Defizit der Finanzen des Bundesstaates (benannt finanzielles Defizit) um 33,4% auf $ 387,30 Mrd. gestiegen.
***
Der Landwirtschaftsexperte Héctor Huergo schätzt die diesjährige Weizenernte auf 19,5 bis 20 Mio. Tonnen, nachdem jetzt die Erträge höher ausfallen,als vorgesehen war. Das ist auf günstige klimatische Umstände, aber auch auf eine intensive Düngung zurückzuführen. Das wäre ein Rekord, der sich mit unter 10 Mio. Tonnen in der letzten Periode der Kirchner-Regierung vergleicht. Der Wert der Weizenernte wird auf u$s 4 Mrd. geschätzt, von denen u$s 3 Mrd. Exporteinnahmen darstellen. Über die Hälfte der Weizenproduktion wurde schon verkauft. Hinzu kommen noch 4 Mio. Tonnen Gerste, die u$s 800 Mio. darstellen. Auch hier ist die Ernte weit fortgeschritten.
***
Die AFIP hat die Frist, um sich dem Programm für Zahlung von Steuerschulden in Raten in bis zu 48 Monaten anzuschließen, bis zum 31. Januar 2019 verlängert.
***
Die Kapitalflucht (Käufe von Dollar- und Euronoten, plus Überweisungen von Devisen ohne einen bestimmen Zweck) erreichte laut ZB im Jahr 2018 u$s 36,38 Mrd. Davon muss man jedoch Zahlungen von Überpreisen bei unterfakturierten und geschmuggelten Importen u.a. Zahlungen abziehen. Die ZB addiert den genannten Betrag zu den privaten argentinischen Auslandsguthaben und gelangt dabei auf einen viel zu hohe Betrag, eben weil nicht berücksichtigt wird, dass ein großer Teil dieser Mittel ausgegeben wurde.
***
Der Börsenwert der 22 Aktiengesellschaften, die den Merval.Aktienindex der Börse von Buenos Aires bilden, hat sich im Laufe des Jahres 2018 in Dollar halbiert, mit einem gesamten Wertverlust von u$s 34,9 Mrd. Bei Pampa Energía, Loma Negra und Edenor lag der Wertverlust über 70%, bei Telecom Argentina, YPF und Grupo Financiero Galicia über 65%.
***
Das Handelssekretariat hat die Programme der Zahlung von dauerhaften Konsumgütern in bis zu 18 monatlichen Raten bis zum 30. April erneuert.
***
Der Umsatz des unabhängigen Einzelhandels lag letztes Jahr in Mengen um 8,9% unter 2017, berichtet der Verband CAME. Dabei gingen die direkten Verkäufe der Geschäfte um 11,2% zurück, während die Online-Käufe um 3,2% zunahmen. Im Dezember 2018 lag der Gesamtumsatz in Mengen um 9,9% unter dem Vorjahr.
***
Geschäftsnachrichten
FADEA
Diese staatliche Flugzeugfabrik, die sich in Córdoba befindet, hat jetzt auch die Montage von Windgeneratoren in Verbindung mit der deutschen Nordex und der spanischen Axiona aufgenommen, die für diesen Zweck u$s 6 Mio. zum Projekt beisteuern.Die ersten Generatoren sollen im April 2019 geliefert werden, und die Beschäftigung umfasst zunächst 40 Arbeitnehmer. FADEA trägt auch mit der Fabrikation von bestimmten Teilen bei. Die Aufträge für Windgeneratoren umfassen schon 613,4 MW.
Shell
Dieses britisch-niederländische Erdölunternehmen, das zu den größten der Welt gehört, hat die intensive Förderung von Erdöl im Gebiet von Vaca Muerta in drei Lagern angekündigt, mit dem Ziel die Förderung von 12.000 Barrel pro Tag 2021 auf 40.000 und ca. 2025 auf 70.000 Barrel zu erhöhen. Bei diesen Konzessionen entfällt 10% auf das Gas- und Erdölunternehmen der Provinz Neuquén, und in einem Gebiet (CASO) entfallen 10% auf Vista Oil & Gas (von Miguel Gallucio, dem ehemaligen YPF-Präsidenten). Shell hat sein Programm jetzt um anderthalb Jahre vorverlegt. In Vaca Muerta befinden sich jetzt sieben Konzessionen im Stadium der intensiven Ausbeutung: Loma Campana (YPF und Chevron), Fortin de Piedra (Tecpetrol), El Orejano (YPF und Dow) und Amarga Chica (YPF und Petronas). Und jetzt kommt auch Shell hinzu.
Delta Patagonia (Gulf)
Diese Firma hat 127 Tankstellen in 17 Provinzen von YPF gekauft, die sie jetzt mit der US-Marke Gulf betreiben wird. Es handelt sich um einen Teil der Tankstellen von Oil Combustibles (der Firma von Cristóbal López und Fabián da Souza), die YPF nach dem Konkurs des Unternehmens zusammen mit der großen Raffinerie in San Lorenzo, Provinz Santa Fé, übernommen hat. Viele dieser Tankstellen liegen jedoch nahe zu den bestehenden von YPF, so dass sie keinen Sinn haben. Der Präsident von Delta Patagonia, Ignacio Hermida, erklärte, die Firma habe Investitionen für u$s 22 Mio. vorgesehen, die diese Tankstellen einschließen.
Aerolíneas Argentinas
Dieses staatliche Luftfahrtunternehmen hat 2018 einen Rekord an Passagieren im Inlandsverkehr und auch an Pünktlichkeit erreicht. Es waren beim Inlandsverkehr 9,8 Mio. Passagiere, gegen 9,5 Mio. im Vorjahr. Der Koeffizient der Pünktlichkeit erreichte 87%. Einschließlich internationalen Flügen beförderte AA 2018 13 Mio. Passagiere, etwa gleich viel wie im Vorjahr.
Aphiria
Diese kanadische Firma hat mit der Regierung von Jujuy einen Absichtsbrief unterschrieben, der sich auf den Anbau und die Verarbeitung von Cannabis (aus der Marihuana gewonnen wird) für medizinische Zwecke bezieht. Die Provinzregierung hat das Unternehmen Cannabis AvatOra für diesen Zweck geschaffen. Das Marihuana-Öl wird besonders für die Behandlung von Epilepsie verwendet.
Alstom
Der Konzern der französischen Alstom und der Firma Pose S.A., hat vom Transportministerium einen Auftrag in Höhe von E 90 Mio. erhalten, um die Systeme Smartlock, Iconis (Kontrolle der Züge) und ATS (“automatic train stop”) bei der Roca-Eisenbahn (Buenos Aires bis La Plata) einzuführen. Die Firma POSE wird für die Bauarbeiten und die Errichtung der Kontrollzentren verantwortlich sein.
Wirtschaftsübersicht
Der Tarifschock bei öffentlichen Diensten
Von Juan E. Alemann
Am Donnerstag der Vorwoche gab die Regierung die Tariferhöhungen für das erste Halbjahr 2019 und auch darüber hinaus bekannt. Diese Zunahmen erfolgen schrittweise und erreichen gesamthaft folgende Prozentsätze:
Strom (bis August):....................55%
Gas (bis April):....................35%
U-Bahn (bis April):....................44,8%
Eisenbahn (bis März):....................40%
Omnibus (bis März):....................40%
Die Regierung will auf diese Weise diese Tarife, die real wegen der hohen Inflation der letzten Monate zurückgeblieben waren, wieder auf das vorangehende Niveau und darüber hinaus anheben. Diese Entscheidung reimt sich mit der Verringerung der Subventionen zusammen, die im Haushaltsgesetz für 2019 vorgesehen sind. Die Subventionen für Strom, die für 2019 geplant sind, liegen nominell um 11% über 2018, was real eine Abnahme von über 30% beinhaltet. Beim Ziel des primären Nulldefizits, wie es jetzt eingehalten wird, ist es ohnehin nicht möglich, die Tarife wie früher zu subventionieren, einfach weil keine Mittel dafür vorhanden sind.
Von einem gesamtwirtschaftlichen Standpunkt gesehen, handelt es sich um eine Änderung der relativen Preise, die einen der Grundpfeiler des Programms dieser Regierung bildet. Dabei steigen die Preise öffentlicher Dienste und auch importierter Güter und Exportgüter weit mehr als die Preise anderer Sachgüter und Dienstleistungen, also auch der Löhne, und sollen auch höher verbleiben Diese neue Preisstruktur ist notwendig, um das wirtschaftliche Gleichgewicht zu erhalten, also einem haltbaren Zustand, der mit wirtschaftlichem Wachstum und niedriger Inflation vereinbar ist.
Es wird davon ausgegangen, das die Regierung diese konfliktiven Erhöhungen schon jetzt durchführt, damit in der zweiten Jahreshälfte, wenn die Wahlen stattfinden, bezüglich Tarifen öffentlicher Dienste Ruhe herrscht. Denn die Opposition würde dann das Thema hochspielen, um die Wiederwahl von Mauricio Macri zu verhindern.
Zu diesen Tarifen sei zunächst bemerkt, dass es bei Strom und Gas einen Sozialtarif gibt, der für Haushalte mit niedrigem Konsum gilt, und beim Personentransport ein Rabatt von 50%, bez. 75% für diejenigen besteht, die binnen 2 Stunden ein zweites, bzw. ein drittes öffentliches Transportmittel verwenden. Das bedeutet, dass viele Konsumenten schließlich einen wesentlich niedrigeren Tarif zahlen.
Diese Tarife sind jedoch jedoch gesamthaft auch nach Vollendung der jetzt beschlossenen Erhöhungen nicht entfernt kostendeckend, am wenigsten beim öffentlichen Personentransport der städtischen Gegend von Groß Buenos Aires. Hier besteht ein besonderes Problem, nämlich dass viele Menschen eine lange Reise von ihrer Wohnung bis zu ihrem Arbeitsplatz haben, die sie bei kostendeckenden Tarifen einfach nicht zahlen können.
Die Kosten der öffentlichen Dienste werden auf alle Fälle gezahlt. Die Frage ist nur, wie weit sie von den Benutzern der einzelnen Dienste direkt gezahlt werden, und wie weit sie der Staat subventioniert, womit sie schließlich durch allgemeine Steuern bezahlt werden. Wenn die Tarife weit unter den Kosten liegen, dann wird die Belastung für die Staatskasse untragbar, wie es unter der Regierung von Cristina Kirchner der Fall war. Und wenn sie zu hoch sind, dann entstehen soziale Probleme. Es muss stets ein Gleichgewicht erreicht werden. Doch auf alle Fälle haben realistischere Tarife die Wirkung, dass der Konsument sich rationeller verhält. Dies ist bei Strom schon effektiv eingetreten, und in geringerem Ausmaß auch bei Gas. Bei rationellerem Stromkonsum, braucht man dann weniger zu investieren, um die Versorgung in Zukunft sicherzustellen. Dabei spart der Staat viele hundert Millionen Dollar.
Beim Personentransport fördert ein realistischer Tarif einmal die Verlegung von Unternehmen auf Orte, die entfernt vom Stadtzentrum liegen, und dann auch die Heimarbeit. Viele Tätigkeiten, die normalerweise in einem Zentralbüro im Stadtzentrum von Buenos Aires vollzogen werden, könnten genau so gut (und mit Vorteil für den Arbeitnehmer und den Arbeitgeber) zu Hause oder in einem dezentralisierten Büro in der Nähe der Wohnung des Arbeitnehmers vollzogen werden. Die Entwicklung geht schon in diese Richtung, sollte jedoch gefördert werden. Die höheren Transportkosten tragen auf alle Fälle dazu bei. Wie hoch der durch Subventionen gedeckte Anteil an den Tarifen ist, wurde nicht bekanntgegeben. Auf alle Fälle ist er bei Gas gering und beim Personentransport sehr hoch.
Die Tarife hängen auch mit der Qualität der Dienste und den Investitionen zusammen, die für die Bedienung eine steigenden Nachfrage notwendig sind. Beim Strom hat sich der Dienst im Raum von Groß Buenos Aires unter der Macri-Regierung wesentlich verbessert. Die Zahl und Dauer der Stromausfälle hat drastisch abgenommen. Und beim Personenverkehr ist auch ein spürbare Verbesserung eingetreten, die weiter andauert. Einmal beruht dies auf dem Metrobus-System (das Macri zunächst als Stadtchef in der Bundeshauptstadt eingeführt hat und dann als Präsident auf anrainende Provinzbezirke ausgedehnt hat), das die Fahrzeiten der Omnibusse stark verringert hat. Und bei der Eisenbahn beruht diese Besserung auf den neuen Zügen und der Erneuerung von Schienen, und nicht zuletzt auf der schon weit fortgeschrittenen Abschaffung von Bahnkreuzungen, zum Teil durch Tunnels und zum Teil durch hochgelegte Schienen, bei denen die Straßenkreuzungen verschwinden. Wenn dies fertig ist, dann können die Zuge, wie bei der U-Bahn, in kurzen Abständen fahren, was die Wartezeiten der Passagiere stark verringert. Auch können dann mehr Züge fahren, was dazu beiträgt, den Personenverkehr von der Straße auf die Schiene zu verlagern, womit der überlastete Straßenverkehr erleichtert wird. Allgemein werden Omnibusse und Personenzüge unter dieser Regierung auch besser verwaltet. Die Instandhaltung ist viel besser geworden und es wird viel mehr investiert, womit eine zukünftige Knappheit vermieden wird. All das beruht auch darauf, dass zivilisierte Beziehungen zu den privaten Betreibern bestehen, denen kostendeckende Tarife zugestanden werden, die auch die Wartung decken und einen Teil der Investitionen finanzieren. Was die U-Bahn betrifft, so hat sich der Dienst schon in den 90er Jahren bei der Übertragung der Betreibung an einen privaten Konzessionär stark verbessert, was dann unter der Stadtverwaltung von Macri und Rodriguez Larreta weiterging, eben weil zivilisierte Beziehungen zum Konzessionär bestanden und die einzelnen Probleme vernünftig angegangen wurden. Unter den Kirchners wurden die Konzessionäre als Feinde angesehen,und es gab kaum Dialog.
Wenn die öffentlichen Dienste jetzt allgemein besser sind, und weitere Fortschritte in diesem Sinn in Aussicht stehen, so sollte das einen Teil der Preiserhöhung ausgleichen. Für Qualität bezahlt man eben mehr, und das ist auch bei öffentlichen Diensten so. Denn Qualität ist mit Kosten verbunden. Doch das sagt niemand, auch die Regierungssprecher nicht.
Beim Gas gilt der Tarif für das ganze Land, während er beim Strom nur in der Stadt Buenos Aires und Umgebung (wo er von Edesur und Edenor verteilt wird) national ist. Sonst wird der Tarif von den einzelnen Provinzen festgesetzt. In der Tat sind die Stromtarife im Land sehr unterschiedlich, und allgemein im Landesinneren immer noch viel höher als in Groß Buenos Aires. Das klingt paradox, da die Bundeshauptstadt mit Abstand das höchste Pro-Kopf-Einkommen des Landes ausweist.
Diese Tariferhöhungen werden die Inflation in den ersten Monaten des Jahres 2010 in die Höhe treiben und schätzungsweise um die 2 Prozentpunkte monatlich zur Zunahme hinzufügen. Das schafft zwei Probleme: einmal wird es dabei schwieriger den Wechselkurs real hoch zu halten, weil dann die Tarife noch mehr erhöht werden müssten. Und dann wirkt dies auf die Lohnentwicklung. Die Richtlinie von 23%, die die Regierung für 2019 festgesetzt hat, wird dabei von den Gewerkschaften allgemein als eine erste Stufe angesehen. Ohnehin enthalten die ersten Vereinbarungen eine Revisionsklausel, die jedoch keine Indexierungsklausel ist. Das ist ein Fortschritt, da die ganze Preiszunahme nicht auf die Löhne übertragen werden kann, eben weil es sich hier um eine Änderung der relativen Preise handelt.
Wirtschaftsübersicht
Die anormale Zunahme der Zahl der Staatsangestellten, Rentner und Subventionsbezieher
Von Juan E. Alemann
Die Zahl der Personen, die im staatlichen Bereich arbeiten, ist von 2002 bis 2015 um 1,34 Mio. Personen, gleich 61,7%, gestiegen, und danach noch etwas mehr. Ebenfalls ist die Zahl der Pensionäre und Hinterbliebenenrentnern in der genannten Periode um 3,28 Mio., gleich 98,3% gestiegen, und dann bis 2018 noch einmal um 1,43. Mio., gleich 20%, so dass es insgesamt seit 2002 111,17% mehr sind. Und schließlich ist die Zahl derjenigen, die Kindergelder, Familienlöhne und Arbeitslosensubventionen beziehen, um 3,23 Mio., gleich 154,86% gestiegen. In den drei Fällen (Staatsangestellte, Rentner und Bezieher von sozialen Subventionen) ist die Zahl nach 2015 weiter gestiegen. Bezogen auf eine Gesamtbevölkerung von jetzt 44 Mio. Einwohnern sind es jetzt fast 39% der Bevölkerung, während es 2002 ca. 20% waren. Einen rationellen Grund für diese explosive Zunahme gibt es nicht, umso weniger als die Zahl der Staatsangestellten schon 2002 überhöht war.
Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat folgende Statistik aufgestellt, die die Zeitung “Clarín” veröffentlicht hat.
Diese Zahlen trügen jedoch insofern als ein Staatsangestellter viel mehr kostet als ein Rentner und die Bezüge von sozialen Subventionen pro Person noch viel weniger ausmachen. Würde man obige Rechnung auf Grund der Werte machen, dann steigt der Anteil der Staatsangestellten auf den Gesamtbetrag gewaltig, und der der sozialen Subventionen sinkt stark.
Die starke Zunahme der Zahl der Pensionäre ist auf die Moratorien von Cristina Kirchner zurückzuführen, durch das diejenigen eine Pension erhielten, die das Pensionsalter überschritten hatten, aber die Beiträge nicht für 30 Jahre geleistet hatten. Macri hat das dann vervollständigt, indem alle alte Menschen eine Pension von 80% der Mindestpension erhalten, auch wenn sie nie Beiträge geleistet haben. Das traditionelle Pensionierungssystem wurde somit zum großen Teil in eine Altersversicherung umgewandelt, was einer sozialistischen Gesellschaftsordnung entspricht. Von denjenigen, die das Pensionierungsalter überschritten haben, erhielt früher etwa ein Drittel eine Rente, während es jetzt über 95% sind. Diese Verallgemeinerung des Systems ist vom sozialen Standpunkt in Ordnung, weil man in einer zivilisierten Gesellschaft nicht zulassen kann, dass alte Menschen überhaupt kein Einkommen haben und somit eventuell verhungern. Doch das führt dazu, dass die Pensionen und Hinterbliebenenrenten nicht auf den Stand angehoben werden können, den die Rentner für angemessen ansehen. Die Pension setzt voraus, dass zwei Familienmitglieder, die ein Ehepaar bilden, eine Pension erhalten, und/oder dass der Pensionär eine Beschäftigung und somit eine weitere Einkommensquelle hat, und/oder, dass er über eine Eigenwohnung verfügt oder mit seinen Kindern wohnt. Oft hüten die Großmütter dabei ihre Enkel, wenn die Mütter auswärts arbeiten. Die soziale Lage der Rentner ist somit sehr unterschiedlich. Nachdem in den 90er Jahren verfügt wurde, dass ein Pensionär in einem mit einem neuen Arbeitsvertrag im Unternehmen, in dem er schon arbeitet oder einem anderen, weiter tätig sein kann, arbeiten viele dann weiter, aber meistens mit weniger Stunden und weniger Verantwortung. Andere arbeiten als Selbstständige.
Was die Zunahme der Staatsangestellten betrifft, so handelt es sich zum Teil um politische Ernennungen und zum Teil, vor allem in den Provinzen, um eine verkappte Arbeitslosenentschädigung. In den Provinzen und Gemeinden pflegt die Leistung der Angestellten oft minimal zu sein, aber die Gehälter sind auch sehr niedrig. Die politischen Ernennungen, die Cristina Kirchner massenweise vorgenommen hat, und bestimmte Gouverneure auch, waren mit der Anwesenheit bei Kundgebungen verbunden, was auch eine Form der Korruption darstellt. Und jetzt wirken diese Angestellten, die kaum etwas zu tun haben, störend, weil sie die anderen, die effektiv arbeiten bei ihrer Arbeit behindern und auch entmutigen. Der Abbau dieser Angestellten, der von Macri erwartet wurde, ist nicht eingetreten, im Wesen, weil fast alle Beamtenstatus haben und nur in Extremfällen entlassen werden können. Die Regierung hätte sich jedoch zumindest bemühen sollen, diese überflüssigen Beamten dort einzusetzen, wo sie nützlich sein können, z.B. in Hospitälern, wo Krankenschwestern fehlen. Ebenfalls sollten viele als Sozialassistenten ausgebildet werden, die es nicht gibt, obwohl sie notwendig sind.
Aus obigen Zahlen geht deutlich hervor, dass die Macri-Regierung keine sogenannten “Anpassung” (ajuste) vollzogen hat, und das hat schließlich zur Krise von 2018 beigetragen. Macri hat auch die sozialen Leistungen erhöht. Hier sei bemerkt, dass außer den oben aufgeführten sozialen Subventionen noch diejenigen kommen, die für Bezieher von Strom und den Personentransport gelten. Diese Zahlen dementieren die Lesart der Kirchneristen, Peronisten und Kommunisten, dass Macri für die Reichen regiert. Er hat das bestehende halb kapitalistische und halb sozialistische System beibehalten und ausgebaut, und hat dabei Schwierigkeiten, die Widersprüche,die sich dabei ergeben, zu überwinden.